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Sehr geehrte Mandanten,

stellen Sie sich vor, der eine muss etwas zahlen und kann dies steuer-

mindernd berücksichtigen, obwohl der andere, der es bekommt, nichts

versteuern muss. Ein Traum, oder?

Tatsächlich ist dieser Traum Wirklichkeit geworden. Ehrlicherweise

muss man jedoch gestehen, dass man sich dafür zunächst um ein Erbe

streiten muss. Wird dieser Streit jedoch dann im Rahmen eines Ver-

gleichs beigelegt und der schlussendliche Erbe zahlt eine Abfindung,

damit er seine Erbenstellung antreten kann und der andere Erbkandi-

dat von Dannen zieht, ist die Konstellation perfekt - und dies sogar mit

höchstrichterlicher Akzeptanz.

So hat der BFH (Az: II R 34/09) bereits vor Jahren klargestellt, dass

der Erhalt einer Abfindung, weil man auf seine potenzielle Stellung als

Erbe verzichtet, nicht der Erbschaftsteuer unterliegt. Dies deutete das

Finanzamt so, dass quasi korrespondierend dazu auch die Zahlung der

Abfindung nicht mehr als Nachlassverbindlichkeit erbschaftsteuermin-

dernd zu berücksichtigen ist. Weit gefehlt, wie aktuell der BFH (Az: II

R 24/15) klarstellt. Eine korrespondiere Besteuerung gibt es an dieser

Stelle nämlich nicht, und sie kann auch nicht hergeleitet werden. Das

bedeutet: Eine Abfindungszahlung, die der Erbe an den weichenden

Erbkandidaten zur Beendigung eines gerichtlichen Rechtsstreits wegen

der Klärung der Erbenstellung entrichtet, ist definitiv als Nachlassver-

bindlichkeit abzugsfähig.

Sicher bietet dies kaum Gestaltungsmöglichkeiten, aber für den Fall

der Fälle kann es Gold wert sein, es zu wissen.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.04.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.04. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge April 2017

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für April 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 26.04.2017.

Häusliches Arbeitszimmer: Höchstbetragsgrenze 
personenbezogen zu ermitteln

Nutzen mehrere Steuerpflichtige ein häusliches Arbeitszimmer ge-

meinsam, ist die Höchstbetragsgrenze von 1.250 Euro personenbezo-

gen anzuwenden, sodass jeder von ihnen seine Aufwendungen hierfür 

bis zu dieser Obergrenze einkünftemindernd geltend machen kann. 

Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) mit zwei Urteilen entschieden 

und dabei seine Rechtsprechung zu § 4 Absatz 5 Satz 1 Nr. 6b Satz 2 

des Einkommensteuergesetzes (EStG) zugunsten der Steuerpflichtigen 

geändert.

Der BFH ist bislang von einem objektbezogenen Abzug der Aufwen-

dungen für ein häusliches Arbeitszimmer ausgegangen. Die abzieh-

baren Aufwendungen waren hiernach unabhängig von der Zahl der 

nutzenden Personen auf 1.250 Euro begrenzt. Nunmehr kann der 

Höchstbetrag von jedem Steuerpflichtigen in voller Höhe in Anspruch 

genommen werden, der das Arbeitszimmer nutzt, sofern in seiner Per-

son die Voraussetzungen des § 4 Absatz 5 Satz 1 Nr. 6b Satz 2 EStG 

erfüllt sind.

Im ersten Fall (VI R 53/12) nutzten die Kläger gemeinsam ein häus-

liches Arbeitszimmer in einem Einfamilienhaus, das ihnen jeweils zur 

Hälfte gehörte. Finanzamt und Finanzgericht (FG) erkannten die Auf-

wendungen für das häusliche Arbeitszimmer von jährlich circa 2.800 

Euro nur in Höhe von 1.250 Euro an und ordneten diesen Betrag den 

Klägern je zur Hälfte zu.

Der BFH hat die Vorentscheidung aufgehoben. Der auf den Höchstbe-

trag von 1.250 Euro begrenzte Abzug der Aufwendungen für ein häusli-

ches Arbeitszimmer sei jedem Steuerpflichtigen zu gewähren, dem für 

seine betriebliche oder berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz 

zur Verfügung steht, wenn er in dem Arbeitszimmer über einen Ar-

beitsplatz verfügt und die geltend gemachten Aufwendungen getra-

gen hat. Der BFH hat zudem klargestellt, dass die Kosten bei Ehegatten 

jedem Ehepartner grundsätzlich zur Hälfte zuzuordnen sind, wenn sie 

bei hälftigem Miteigentum ein häusliches Arbeitszimmer gemeinsam 

nutzen. Im Streitfall hatte das FG jedoch nicht geprüft, ob der Klägerin 

in dem Arbeitszimmer ein eigener Arbeitsplatz in dem für ihre berufli-

che Tätigkeit konkret erforderlichen Umfang zur Verfügung stand. Der 

BFH hat die Sache deshalb an das FG zurückverwiesen.

Im zweiten Fall (VI R 86/13) hat der BFH darüber hinaus betont, dass 

für den Abzug der Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer 

feststehen muss, dass dort überhaupt eine berufliche oder betriebliche 

Tätigkeit entfaltet wird. Außerdem müsse der Umfang dieser Tätigkeit 

es glaubhaft erscheinen lassen, dass der Steuerpflichtige hierfür ein 

häusliches Arbeitszimmer vorhält. Dies hatte das FG nicht aufgeklärt. 

Der BFH musste die Vorentscheidung daher auch in diesem Verfahren 

aufheben und die Sache an das FG zurückverweisen.

Bundesfinanzhof, Urteile vom 15.12.2016, VI R 53/12 und VI R 86/13

Steuererklärung: Durchschnittliche Erstattung lag bei 
901 Euro

Bis zum 31. Mai jeden Jahres müssen Steuerpflichtige, die für das Vor-

jahr eine Steuererklärung abgeben müssen, diese an das zuständige 

Finanzamt übermitteln. 2012 gab es in Deutschland rund 13,1 Millio-

nen unbeschränkt Steuerpflichtige, die ausschließlich Einnahmen aus 

nichtselbstständiger Arbeit und eventuell Kapitaleinkünfte erzielten. 

11,4 Millionen dieser Steuerpflichtigen erhielten laut Statistischem 



April 2017

Schwäbisch Hall 4

Bundesamt (Destatis) im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 

eine Steuererstattung. Diese habe im Durchschnitt bei 901 Euro ge-

legen.

Besonders häufig waren laut Destatis Rückerstattungen zwischen 100 

und 1.000 Euro (61 Prozent). Bei rund zehn Prozent der Betroffenen sei 

die Rückzahlung geringer als 100 Euro ausgefallen. Beträge über 5.000 

Euro hätten die Finanzämter in einem Prozent der Fälle erstattet.

Eine Nachzahlung an das Finanzamt mussten nach Angaben des Bun-

desamtes 1,5 Millionen Steuerpflichtige leisten – der durchschnittliche 

Betrag habe bei 965 Euro gelegen. Die Nachzahlungen hätten sich 

ebenso wie die Erstattungen besonders häufig im Bereich zwischen 

100 und 1.000 Euro bewegt (59 Prozent). Kleinere Beträge unter 100 

Euro hätten 22 Prozent der Steuerpflichtigen zahlen müssen. Hohe 

Summen über 5.000 Euro betrafen laut Destatis dagegen lediglich drei 

Prozent der Steuerpflichtigen. 

Statistisches Bundesamt, PM vom 16.02.2017

Finanzgerichtsbarkeit Nordrhein-Westfalen:  
Pilotversuch eAkte ist gestartet

An den drei nordrhein-westfälischen Finanzgerichten wird seit dem 

01.03.2017 die führende elektronische Gerichtsakte pilotiert. Dies be-

deutet, dass in jeweils zwei Pilotsenaten für alle ab dem 01.03.2017 

neu eingehenden Verfahren keine Papier-Akte mehr geführt wird, 

sondern ausschließlich eine elektronische Akte. Die Finanzgerichte in 

Düsseldorf, Köln und Münster gehören damit zu den ersten Gerichten, 

die mit einer führenden elektronischen Akte arbeiten, meldet das FG 

Münster.

Die Finanzgerichte hätten bereits 2004 den elektronischen Rechts-

verkehr eröffnet, der es den Verfahrensbeteiligten ermöglicht, mit 

dem Gericht elektronisch zu kommunizieren. Bei der Einführung der 

elektronischen Gerichtsakte handele es sich „um einen weiteren be-

deutenden Meilenstein“ in der fortschreitenden Digitalisierung. Die Fi-

nanzgerichte hofften, in absehbarer Zeit auch die Steuerakten von der 

Finanzverwaltung in elektronischer Form bereitgestellt zu bekommen, 

so das FG Münster.

Finanzgericht Münster, PM vom 01.03.2017

Steuererklärung: Verpflichtung zu Abgabe in elektro-
nischer Form kann wirtschaftlich unzumutbar sein

Die Verpflichtung zur Abgabe einer Steuererklärung in elektronischer 

Form kann wirtschaftlich unzumutbar sein. Dies hat das Finanzgericht 

(FG) Rheinland-Pfalz zugunsten eines Zeitungszustellers mit geringen 

jährlichen Einnahmen entschieden. 

Der Kläger erzielte aus seiner Tätigkeit als selbstständiger Zeitungs-

zusteller in den Jahren 2013 und 2014 Einnahmen von knapp 6.000 

Euro jährlich. Den Lebensunterhalt bestritt er mit Einkünften aus sei-

nem Kapitalvermögen. Seine Einkommensteuererklärungen gab er auf 

amtlichem Vordruck handschriftlich ab. Im Juli 2015 forderte ihn das 

beklagte Finanzamt auf, seine Einkommensteuererklärung künftig in 

elektronischer Form (nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch 

Datenfernübertragung) abzugeben. Daraufhin beantragte der Kläger, 

seine Einkommensteuererklärung aus Billigkeitsgründen auch weiter-

hin in Papierform abgeben zu dürfen, da er weder die entsprechende 

Hardware noch einen Internetanschluss besitze und nur über eine sehr 

eingeschränkte „Medienkompetenz“ verfüge.

Das FG hob die ablehnende Entscheidung des Finanzamtes auf und 

gab der Klage statt. Der Kläger, so das FG, habe einen Anspruch dar-

auf, vom Formerfordernis (elektronische Form) befreit zu werden, weil 

ihm dies angesichts seiner geringen Betriebseinnahmen wirtschaftlich 

nicht zuzumuten sei. Denn zu den Kosten der Umstellung auf den elek-

tronischen Verkehr mit dem Finanzamt gehörten nicht nur die Auf-

wendungen für die Anschaffung der Hard- und Software, sondern auch 

für deren Einrichtung, Wartung und ähnliche Dienstleistungen. Alle 

diese Kosten müssten in einer wirtschaftlich sinnvollen Relation zu 

dem Betrieb beziehungsweise den daraus erzielten Einkünften stehen.

Da nur die Verhältnisse des konkreten Betriebes maßgeblich seien, 

komme es für die Frage der wirtschaftlichen Zumutbarkeit auch nicht 

darauf an, ob und in welcher Höhe der Steuerpflichtige noch andere 

Einkünfte oder Vermögen habe. Deshalb seien auch die (nicht uner-

heblichen) Einkünfte des Klägers aus Kapitalvermögen insoweit irrele-

vant. Solche Einkünfte – seien sie auch noch so hoch – lösten kraft Ge-

setzes keine Verpflichtung zur Abgabe der Einkommensteuererklärung 

in elektronischer Form aus.
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Die Revision zum BFH wurde nicht zugelassen, allerdings hat das be-

klagte Finanzamt Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision 

beim BFH eingelegt.

Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 12.10.2016, 2 K 2352/15

Aktientausch nach Einführung der Abgeltungsteuer: 
Barabfindung nicht zu besteuern

Erhält ein Aktionär einen Barausgleich anlässlich eines Aktientausches 

für vor dem 01.01.2009 erworbene ausländische Aktien, die wegen Ab-

laufs der einjährigen Veräußerungsfrist bereits steuerentstrickt waren, 

ist die Zahlung nicht in eine einkommensteuerpflichtige Dividende 

umzuqualifzieren, wie der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden hat.

Wird bei einem Aktientausch zusätzlich ein Barausgleich gezahlt, 

unterliegt dieser nach § 20 Absatz 4a Satz 2 des Einkommensteuer-

gesetzes (EStG) der Einkommensteuer. Die Vorschrift wurde mit der 

Abgeltungsteuer eingeführt und ist erstmals auf nach dem 31.12.2008 

zufließende Kapitalerträge anzuwenden.

Im Urteilsfall hatte die Klägerin im Jahr 2006 Aktien einer US-amerika-

nischen Firma erworben. 2009 erfolgte aufgrund der Übernahme der 

Gesellschaft ein Aktientausch. Zusätzlich wurde der Klägerin aufgrund 

des Minderwerts der beim Tausch erhaltenen Aktien eine Barabfindung 

gezahlt. Das Finanzamt legte die Barabfindung nach § 20 Absatz 4a 

Satz 2 EStG als Kapitalertrag im Sinne des § 20 Absatz 1 Nr. 1 EStG 

der Besteuerung zugrunde. Die hiergegen erhobene Klage der Steuer-

pflichtigen vor dem Finanzgericht Düsseldorf hatte Erfolg.

Der BFH wies die vom Finanzamt eingelegte Revision als unbegründet 

zurück. Nach seinem Urteil setzt § 20 Absatz 4a Satz 2 EStG voraus, 

dass es sich bei dem Barausgleich um eine steuerbare Gegenleistung 

handelt. Dies sei vorliegend nicht der Fall gewesen. Da die Klägerin die 

eingetauschten Aktien vor der Einführung der Abgeltungsteuer erwor-

ben und länger als ein Jahr gehalten hatte, habe der Tausch der Aktien, 

der einem Veräußerungsgeschäft gleich steht, nicht der Besteuerung 

(§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 EStG alter Fassung iVm § 52a Absatz 11 Satz 

4 EStG) unterlegen. Eine Besteuerung würde dazu führen, dass der Ge-

setzgeber in verfassungsrechtlich unzulässiger Weise auf bereits steu-

erentstrickte Aktien zugreift, gibt der BFH abschließend zu bedenken. 

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.10.2016, VIII R 10/13

Optionsgeschäft: Von Stillhalter gezahlter Bar- 
ausgleich als Verlust steuerlich zu berücksichtigen

Zahlt der Stillhalter bei einem Optionsgeschäft einen Barausgleich, 

führt dies zu einem steuerlich zu berücksichtigenden Verlust. Dies hat 

der Bundesfinanzhof (BFH)  entschieden.

Der Kläger hatte vor und nach der Einführung der Abgeltungsteuer am 

01.01.2009 Verkaufs- und Kaufoptionen auf den Dow Jones Euro-Sto-

xx-50-Index eingeräumt. Für die Übernahme der Verpflichtung, zum 

Ende der Laufzeit der Option die Differenz zwischen dem tatsächlichen 

Schlussabrechnungspreis und dem Basiswert auszugleichen, erhielt er 

eine Stillhalterprämie. Diese unterlag vor der Einführung der Abgel-

tungsteuer der Besteuerung nach § 22 Nr. 3 des Einkommensteuerge-

setzes (EStG) und wird seit dem 01.01.2009 gemäß § 20 Absatz 1 Nr. 

11 EStG besteuert. Die steuerliche Berücksichtigung des vom Kläger 

nach Endfälligkeit der Optionen gezahlten Barausgleichs lehnte das 

Finanzamt ab. Die hiergegen erhobene Klage hatte in erster Instanz 

Erfolg.

Der BFH gab der daraufhin eingelegten Revision des Finanzamtes statt. 

Zwar sei der Barausgleich entgegen der Auffassung der Finanzverwal-

tung sowohl vor als auch nach Einführung der Abgeltungsteuer als 

Verlust des Stillhalters aus einem Termingeschäft steuerlich zu berück-

sichtigen. Entgegen der Auffassung des Finanzgerichts könnten jedoch 

Verluste aus dem Barausgleich für Optionen, die vor der Einführung 

der Abgeltungsteuer eingeräumt wurden und unter die Regelung des 

§ 23 Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 EStG in der bis zum 31.12.2008 geltenden 

Fassung fallen, nur mit positiven Einkünften im Sinne des § 23 EStG 

und mit Kapitalerträgen im Sinne des § 20 Absatz 1 EStG verrechnet 

werden. Da der Kläger keine derartigen Einkünfte erzielt hatte, sei die 

Klage mangels Verrechnungsmöglichkeit insoweit unbegründet.

Dagegen könnten Verluste des Stillhalters, die unter die Neuregelung 

des § 20 Absatz 2 Satz 1 Nr. 3a EStG fallen, auch mit positiven Ka-

pitaleinkünften im Sinne des § 20 Absatz 1 EStG verrechnet werden. 

Insoweit hatte die Klage Erfolg, da der Kläger im Streitjahr derartige 

Einkünfte erzielt hatte. Der BFH sieht diese Ungleichbehandlung auf-

grund des grundlegenden Systemwechsels als verfassungsrechtlich 

gerechtfertigt an.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.10.2016, VIII R 55/13
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Degressive Gebäude-AfA: Kein Wechsel zur  
Abschreibung nach tatsächlicher Nutzungsdauer 

Bei einer nach § 7 Absatz 5 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes (EStG) 

begonnenen degressiven Gebäude-AfA darf nicht zur Abschreibung 

nach der tatsächlichen Nutzungsdauer gemäß § 7 Absatz 4 Satz 2 

EStG gewechselt werden. Dies hat das Finanzgericht (FG) Baden-

Württemberg entschieden. Der Bundesfinanzhof hat auf die Nichtzu-

lassungsbeschwerde die Revision gegen das Urteil des FG zugelassen 

(IX R 33/16). 

Die Klägerin vermietet ein Grundstück, das mit einem Werkstatt- und 

Ausstellungsgebäude bebaut ist. Das Objekt wird seit seiner Fertigstel-

lung im Dezember 1994 degressiv abgeschrieben. Im Streitjahr 2009 

wurde das bestehende Werkstattgebäude um einen Anbau erweitert 

und eine im Freigelände liegende Ausstellungsfläche für Kraftfahrzeu-

ge überdacht. Hierdurch erhöhte sich die bisherige AfA-Bemessungs-

grundlage um 85.137 Euro. In der Einkommensteuererklärung 2009 

berechnete die Klägerin die AfA nunmehr insgesamt mit fünf Prozent 

und kam so auf eine Abschreibung in Höhe von 33.477 Euro. Das Fi-

nanzamt berücksichtigte nur eine AfA in Höhe des fortgeführten AfA-

Satzes von 1,25 Prozent beziehungsweise 8.370 Euro.

Das FG wies die Klage ab. Die Unzulässigkeit eines Wechsels der AfA-

Methode ergebe sich aus der vom Gesetzgeber getroffenen Regelung 

der Gebäude-AfA nach § 7 Absatz 5 des Einkommensteuergesetzes. 

Diese Vorschrift enthalte starre, unveränderliche Staffelsätze für die 

gesamte Dauer der Absetzungen. Diese dürften in den einzelnen Jah-

ren weder über- noch unterschritten werden. Habe der Steuerpflich-

tige den Vorteil der erhöhten Absetzungen in den ersten Jahren der 

Nutzungsdauer gezogen, so müsse er auch die Nachteile in Kauf neh-

men. Auf die Behauptung der Klägerin einer wegen der Leichtbauweise 

deutlich kürzeren Nutzungsdauer des Objekts kam es daher nicht an.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 27.10.2015, 5 K 1909/12

Erbschaftsteuer von 30 Prozent für Erwerber der 
Steuerklasse II ist verfassungsgemäß

Eine Besteuerung von Erwerben durch Geschwister beziehungsweise 

Nichten und Neffen des Erblassers mit 30 Prozent verstößt nicht ge-

gen Artikel 6 des Grundgesetzes (GG). Dies hat das Finanzgericht (FG) 

Münster entschieden.

Die Kläger sind als Geschwister beziehungsweise Nichten und Neffen 

des Erblassers aufgrund eines Testaments dessen Erben geworden. 

Das Finanzamt besteuerte die Erwerbe der Kläger jeweils mit einem 

Steuersatz von 30 Prozent gemäß § 19 Absatz 1 Erbschaftsteuer- und 

Schenkungsteuergesetz (ErbStG) in der für 2009 gültigen Fassung. 

Hiergegen wandten die Kläger ein, dass es gegen Artikel 3 und Artikel 6 

GG verstoße, dass für sie derselbe Steuersatz gelte wie für entferntere 

Verwandte oder fremde Dritte.

Die Klage hatte keinen Erfolg, weil das FG § 19 Absatz 1 ErbStG nicht 

für verfassungswidrig hielt. Hinsichtlich des geltend gemachten Ver-

stoßes gegen den Gleichheitssatz (Artikel 3 GG) verwies er auf die 

hierzu bereits ergangene Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes.

Die Vorschrift sei aber auch gemessen am besonderen Schutz von 

Ehe und Familie verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Artikel 

6 Absatz 1 GG erfordere gerade keine steuerliche Besserstellung von 

Familienangehörigen, sodass eine Gleichstellung der Erwerber der 

Steuerklasse II mit solchen der Steuerklasse III zulässig sei. Im Übri-

gen seien die Kläger als Geschwister beziehungsweise Abkömmlinge 

von Geschwistern nicht vom Schutzbereich des Artikel 6 GG erfasst. 

Soweit das Bundesverfassungsgericht den Schutzbereich für das Vor-

mundschaftsrecht, in dem es um die Sorge für ein Kind geht, weiter 

gefasst habe, sei dies auf den Bereich des lediglich finanziell wirkenden 

Erbschaftsteuerrechts nicht zu übertragen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 10.11.2016, 3 K 1476/16 Erb
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Arbeitnehmer

Arbeitsverhältnisse zwischen (nahestehenden)  
fremden Dritten: Keine Anwendung der Fremd- 
vergleichsgrundsätze

Die Grundsätze für die steuerliche Anerkennung von Angehörigenver-

trägen, insbesondere der Fremdvergleich, sind auf Arbeitsverhältnisse 

zwischen fremden Dritten grundsätzlich nicht anzuwenden. Eine An-

wendung ist auch dann ausgeschlossen, wenn zwischen Arbeitgeber 

und Arbeitnehmer ein gewisses Näheverhältnis (zum Beispiel eine 

ehemalige nichteheliche Lebensgemeinschaft) besteht. Dies hebt das 

Finanzgericht (FG) Niedersachsen hervor.

Im zugrunde liegenden Fall bestand zwischen dem selbstständig täti-

gen Kläger und seiner ehemaligen Lebenspartnerin, die mit Rücksicht 

auf das gemeinsame Kind auch nach der Trennung in räumlicher Nähe 

zueinander wohnten, seit 2006 ein steuerlich anerkanntes Arbeitsver-

hältnis (Minijob). Das Finanzamt ließ die Kosten des Arbeitsverhältnis-

ses im Anschluss an eine Betriebsprüfung ab Mitte 2009 nicht mehr 

zum Abzug zu, weil der Kläger seiner einzigen Bürokraft anstatt des 

Lohnes von monatlich 400 Euro einen Pkw der unteren Mittelklasse 

zur betrieblichen (35 Prozent) und privaten Nutzung überließ. Das 

Finanzamt meinte, dass das Arbeitsverhältnis ab dem Zeitpunkt der 

Pkw-Überlassung einem Fremdvergleich, der auch bei Vertragsverhält-

nissen zwischen nur nahestehenden Personen anzuwenden sei, nicht 

standhalte.

Dem ist das FG Niedersachsen entgegengetreten. Es stellt sich damit 

eigenen Angaben zufolge grundsätzlich gegen aufkommende Tenden-

zen in der aktuellen Rechtsprechung einiger Senate des Bundesfinanz-

hofs, die die Angehörigengrundsätze auch auf (nur) nahe stehende 

Personen (etwa langjährige Freunde), die kein verwandtschaftliches 

Verhältnis verbindet, anwenden (insbesondere in Fällen wechselseiti-

ger Arbeits- oder Mietverhältnisse). Nach Auffassung des FG Nieder-

sachsen besteht für eine solche Ausdehnung der strengeren Abzugs-

voraussetzungen keine Notwendigkeit. Bestehen Anhaltspunkte für 

einen Gestaltungsmissbrauch oder ein Scheinvertragsverhältnis bei 

nahestehenden Personen, reiche das gegenwärtige Verfahrensrecht, 

insbesondere §§ 41 Absätze 2, 42 Abgabenordnung, aus, um entspre-

chenden Gestaltungen zu begegnen.

Unabhängig davon ist das FG zu der Überzeugung gelangt, dass die 

Überlassung eines Fahrzeugs der unteren Mittelklasse an eine (nahe-

stehende) Minijobberin auch zur privaten Nutzung anstatt des zuvor 

vereinbarten Barlohns von 400 Euro zumindest dann einem Fremd-

vergleich standhält, wenn der Pkw wegen einer signifikanten betrieb-

lichen Nutzung (im Streitfall: 35 Prozent) Betriebsvermögen darstellt, 

die Arbeitnehmerin die einzige Büroangestellte ist und der geldwerte 

Vorteil für die Privatnutzung gemäß § 8 Absatz 2 in Verbindung mit § 

6 Absatz 1 Nr. 4 des Einkommensteuergesetzes ebenfalls mit 400 Euro 

zu bewerten ist. Der Neunte Senat des FG Niedersachsen grenzt sich 

dabei auch von den bisher im Niedersächsischen FG zu dieser Proble-

matik ergangenen Urteilen ab, die Pkw-Überlassungen im Rahmen von 

Angehörigen-Arbeitsverhältnissen betrafen (vgl. zum Beispiel Urteile 

vom 14.08.2007, 15 K 335/06 und vom 31.08.2013, 3 K 475/11, sowie 

nachfolgend BFH-Beschluss vom 21.01.2014, X B 181/13).

Die Revision zum BFH wurde wegen grundsätzlicher Bedeutung der 

Sache und zur Fortbildung des Rechts zugelassen. Ob die Finanzver-

waltung die Revision einlegen wird, steht laut FG Niedersachsen noch 

nicht fest.

Finanzgericht Niedersachsen, Urteil vom 16.11.2016, 9 K 316/15

Gesetzliche Unfallversicherung:  
Kein „isolierter Meniskusschaden“ ohne  
Begleitverletzungen am Kapsel-Band-Apparat

Es gibt keinen „isolierten Meniskusriss“ ohne verletzungsspezifische 

Begleitverletzungen an anderen Strukturen des betroffenen Knie-

gelenks. Unter Hinweis hierauf hat das Sozialgericht (SG) Karlsruhe 

einem Mann, der während der Arbeit aus rund einem Meter Höhe 

gefallen war, Maßnahmen der Heilbehandlung aus Mitteln der Gesetz-

lichen Unfallversicherung in Einklang mit der beklagten Berufsgenos-

senschaft versagt.

Der 1959 geborene Kläger hatte entsprechende Maßnahmen wegen 

eines Innenmeniskushinterhornrisses und weiterer Veränderungen am 

rechten Kniegelenk begehrt. Er war während seiner Arbeit von einer 

Palette abgerutscht und aus rund einem Meter Höhe zunächst auf 

beide Füße und dann auf die rechte Körperseite gefallen. Die Durch-
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gangsärztin konnte am Unfallfolgetag keine krankhaften Veränderun-

gen der Kniegelenke objektivieren und diagnostizierte unter anderem 

eine Prellung und Schürfwunde am rechten Unterschenkel. Nach-

dem der Kläger fünf Wochen nach dem Unfallereignis seine Tätigkeit 

wieder aufgenommen hatte, stellte er sich wegen fortbestehender 

Kniegelenksbeschwerden weitere sieben Wochen später erneut bei 

der Durchgangsärztin vor. Ein sodann veranlasstes MRT ergab unter 

anderem einen Innenmeniskushinterhornriss rechts. Die Berufsgenos-

senschaft lehnte nachfolgend Heilbehandlungsmaßnahmen ab der er-

neuten Arbeitsunfähigkeit des Klägers ab, weil der Meniskusriss nicht 

mit Wahrscheinlichkeit ursächlich auf den Arbeitsunfall zurückzufüh-

ren sei. Die hiergegen gerichtete Klage war erfolglos.

Der vom Kläger geschilderte Unfallhergang sei nach wissenschaftli-

chen Erkenntnissen bereits dem Grunde nach nicht geeignet gewesen, 

einen Riss des Innenmeniskus rechts zu bewirken, so das SG Karlsruhe. 

Denn es sei schon nicht zu einem Anpralltrauma auf das rechte Knie-

gelenk gekommen. Auch seien die Erstbefunde der Durchgangsärztin 

in Bezug auf die Kniegelenke unauffällig gewesen. Außerdem stehe der 

Annahme eines ursächlichen Zusammenhangs der fehlende Nachweis 

von Begleitverletzungen am Kapsel-Band-Apparat entgegen. Es ent-

spreche herrschender medizinisch-wissenschaftlicher Lehrmeinung, 

dass es den „isolierten Meniskusriss“ ohne verletzungsspezifische Be-

gleitverletzungen an anderen Strukturen des betroffenen Kniegelenks 

nicht gebe. Dies sei bereits aus anatomischen Gründen ausgeschlos-

sen. Zu Recht habe die Berufsgenossenschaft deshalb Heilbehand-

lungsmaßnahmen aus Mitteln der gesetzlichen Unfallversicherung ab 

dem Beginn der erneuten Arbeitsunfähigkeit des Klägers abgelehnt.

Sozialgericht Karlsruhe, Urteil vom 14.10.2016, S 1 U 431/16, nicht 

rechtskräftig

AGB-Kontrolle gesetzlich noch nicht vorgesehen: 
Ergänzende Vertragsauslegung greift

Eine in Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) enthaltene Klau-

sel, mit der nur der „jetzigen“ Ehefrau des Arbeitnehmers eine Hin-

terbliebenenversorgung zugesagt ist, benachteiligt den Arbeitnehmer 

unangemessen. Diese Einschränkung der Zusage ist daher nach § 307 

Absatz 1 Satz 1 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) unwirksam. Wie das 

Bundesarbeitsgericht (BAG) entschieden hat, führt dies bei Versor-

gungszusagen, die vor dem 01.01.2002 erteilt wurden, dazu, dass le-

diglich dann, wenn die Ehe bereits während des Arbeitsverhältnisses 

bestand, Rechte geltend gemacht werden können.

Der Kläger war von Februar 1974 bis Oktober 1986 bei einem Werft-

unternehmen bis zur Eröffnung des Konkursverfahrens über dessen 

Vermögen beschäftigt. Mit Wirkung ab dem 01.07.1983 erteilte die Ar-

beitgeberin dem Kläger eine Versorgungszusage. Deren AGB sehen vor, 

dass die „jetzige“ Ehefrau eine lebenslängliche Witwenrente erhalten 

soll, wenn die Ehe zwischenzeitlich nicht geschieden wird. Seit April 

2006 ist der Kläger in zweiter Ehe verheiratet. Der Kläger nimmt den 

Pensions-Sicherungs-Verein als Träger der gesetzlichen Insolvenzsiche-

rung auf Feststellung in Anspruch, dass der Ehefrau, mit der er zum 

Zeitpunkt seines Ablebens verheiratet ist, eine Witwenrente zusteht.

Das BAG hat die Klage – ebenso wie die Vorinstanzen – abgewiesen. 

Die Versorgungszusage habe sich nur auf die Ehefrau bezogen, mit 

der der Kläger am 01.07.1983 verheiratet war. Diese Einschränkung sei 

zwar nach dem Recht der AGB unangemessen und daher unwirksam, 

weil dafür keine berechtigten Gründe bestehen. Da zum Zeitpunkt der 

Erteilung der Versorgungszusage im Jahr 1983 aber eine AGB-Kontrolle 

gesetzlich noch nicht vorgesehen war, sei eine ergänzende Vertrags-

auslegung geboten, um die entstehende Lücke zu schließen. Die Wit-

wenrente sei danach nur zu gewähren, wenn – anders als im Fall des 

Klägers – die Ehe bereits während des Arbeitsverhältnisses bestanden 

hat.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 21.02.2017, 3 AZR 297/15

Private Pkw-Nutzung: Keine Besteuerung für Zeiten 
der Fahruntüchtigkeit

Darf ein Arbeitnehmer einen Firmenwagen privat nutzen, so fehlt es an 

einem zu besteuernden hierin liegenden geldwerten Vorteil, wenn er 

den Wagen wegen einer Fahruntüchtigkeit (hier: aufgrund eines Hirn-

schlags) nicht nutzen kann. Dies hat das Finanzgericht (FG) Düsseldorf 

bestätigt.

Dem Kläger wurde von seinem Arbeitgeber ein Firmenwagen zur Ver-

fügung gestellt, den er auch zu privaten Zwecken nutzen darf. Der hier-

in liegende geldwerte Vorteil wurde für das Streitjahr 2014 zunächst 
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nach der so genannten Ein-Prozent-Regelung mit 433 Euro/Monat 

versteuert.

Im Einspruchs- und Klageverfahren machte der Kläger geltend, dass 

der Arbeitslohn um 2.165 Euro (fünf Monate à 433 Euro) zu kürzen sei, 

da er den Firmenwagen für fünf Monate nicht habe nutzen können und 

dürfen. Am 23.02.2014 habe er einen Hirnschlag erlitten, woraufhin 

ihm ein Fahrverbot durch den behandelnden Arzt erteilt worden sei. 

Das Fahrverbot sei erst am 29.07.2014 durch eine Fahrschule aufgeho-

ben worden. Für die Zeit des Fahrverbotes dürfe jedoch keine Besteu-

erung erfolgen, da überhaupt kein Vorteil entstanden sei und mithin 

kein fiktiver Arbeitslohn vorliege. Die Nutzung des Fahrzeugs sei nach 

der Vereinbarung mit seinem Arbeitgeber untersagt, wenn er aufgrund 

einer Erkrankung nicht ausschließen könne, dass seine Fahrtüchtigkeit 

beeinträchtigt sei. Dritte seien nach dieser Vereinbarung nur bei drin-

genden dienstlichen Anliegen zur Nutzung befugt. Tatsächlich sei das 

Fahrzeug auch nicht von Dritten genutzt worden.

Das Gericht hat der Klage im Wesentlichen stattgegeben. Für die Mo-

nate März bis Juni 2014 sei kein Nutzungsvorteil zu erfassen. Zwar sei 

es für die Besteuerung des Nutzungsvorteils grundsätzlich unerheb-

lich, ob der Arbeitnehmer den auf der allgemeinen Lebenserfahrung 

gründenden Beweis des ersten Anscheins, dass dienstliche Fahrzeuge, 

die zu privaten Zwecken zur Verfügung stehen, auch tatsächlich privat 

genutzt werden, durch die substantiierte Darlegung eines atypischen 

Sachverhalts (Gegenbeweis) zu entkräften vermag. Damit sei jedoch 

nur der Fall gemeint, dass der Steuerpflichtige belastbar behaupte, das 

betriebliche Fahrzeug nicht für Privatfahrten genutzt oder Privatfahr-

ten ausschließlich mit anderen Fahrzeugen durchgeführt zu haben. 

Nicht gemeint seien dagegen Situationen, wie die vorliegende, in de-

nen der Steuerpflichtige zur privaten Nutzung des betrieblichen Fahr-

zeugs nicht (länger) befugt sei.

Es lasse sich bis zum 29.07.2014 nicht mit Sicherheit ausschließen, 

dass der Kläger aufgrund der Folgen des Hirnschlags fahruntüchtig ge-

wesen sei, mit der Folge, dass er den Firmenwagen nach der Vereinba-

rung mit seinem Arbeitgeber bis dahin auch nicht nutzen durfte, und 

zwar weder für berufliche noch für private Zwecke. Die Befugnis des 

Klägers, den Wagen zu nutzen, sei vollständig entfallen. Dritte seien 

zur privaten Nutzung ebenfalls nicht befugt gewesen. Auch sei nicht 

ersichtlich, dass eine vertragswidrige Nutzung stattgefunden habe.

Für die Monate Februar und Juli sei ein Nutzungsvorteil zu erfassen, 

weil der Kläger den Firmenwagen bis zum Hirnschlag am 23.02.2014 

und ab Bestehen der Fahrprüfung am 29.07.2014 uneingeschränkt 

nutzen konnte. Eine zeitanteilige Aufteilung innerhalb eines Monats 

komme nach der herrschenden Meinung nicht in Betracht.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 24.01.2017, 10 K 1932/16 E

Pauschale Zuzahlungen für Bereitschaftsdienstzeiten 
sind nicht steuerfrei

Werden Bereitschaftsdienste pauschal zusätzlich zum Grundlohn ohne 

Rücksicht darauf vergütet, ob die Tätigkeit an einem Samstag oder ei-

nem Sonntag erbracht wird, handelt es sich nicht um steuerfreie Zu-

schläge für Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit im Sinne des § 3b 

Absatz 1 Einkommensteuergesetz (EStG). Dies stellt der Bundesfinanz-

hof (BFH) klar.

Nach § 3b Absatz 1 EStG seien neben dem Grundlohn gewährte Zu-

schläge steuerfrei, wenn sie für tatsächlich geleistete Sonntags-, Feier-

tags- oder Nachtarbeit gezahlt werden. § 3b Absatz 2 Satz 1 EStG defi-

niere Grundlohn als laufenden Arbeitslohn, der dem Arbeitnehmer bei 

der für ihn maßgebenden regelmäßigen Arbeitszeit für den jeweiligen 

Lohnzahlungszeitraum zusteht. Der laufende Arbeitslohn sei, wie sich 

aus § 39b EStG ergebe, von sonstigen Bezügen abzugrenzen. Laufen-

der Arbeitslohn sei das dem Arbeitnehmer regelmäßig zufließende Ar-

beitsentgelt (Monatsgehalt, Wochen- oder Tageslohn, Überstunden-

vergütung, laufend gezahlte Zulagen oder Zuschläge und geldwerte 

Vorteile aus regelmäßigen Sachbezügen); er sei in einen Stundenlohn 

umzurechnen.

Voraussetzung für die Steuerbefreiung ist laut BFH weiter, dass die Zu-

schläge neben dem Grundlohn geleistet werden; sie dürfen nicht Teil 

einer einheitlichen Entlohnung für die gesamte, auch an Sonn- und 

Feiertagen oder nachts geleistete Tätigkeit sein. Hierfür sei regelmäßig 

erforderlich, dass in dem Arbeitsvertrag zwischen der Grundvergütung 

und den Erschwerniszuschlägen unterschieden und ein Bezug zwischen 

der zu leistenden Nacht- und Sonntagsarbeit und der Lohnhöhe herge-

stellt ist. Weitere Voraussetzung seien grundsätzlich Einzelaufstellun-

gen der tatsächlich erbrachten Arbeitsstunden an Sonntagen, Feierta-

gen oder zur Nachtzeit.
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Dadurch solle von vornherein gewährleistet werden, dass ausschließ-

lich Zuschläge steuerfrei bleiben, bei denen betragsmäßig genau 

feststeht, dass sie nur für die Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit 

gezahlt werden und keine allgemeinen Gegenleistungen für die Ar-

beitsleistung darstellen. Hieran fehle es jedoch, wenn die Sonntags-, 

Feiertags- oder Nachtarbeit lediglich allgemein abgegolten wird, da 

hierdurch weder eine Zurechnung der Sache nach (tatsächlich geleis-

tete Arbeit während begünstigter Zeiten) noch der Höhe nach (Steuer-

freistellung nur nach Prozentsätzen des Grundlohns) möglich sei.

Im zugrunde liegenden Fall habe die Klägerin (eine GmbH, die Fachkli-

niken betreibt) neben dem Grundlohn keine Zuschläge für Sonntags-, 

Feiertags- oder Nachtarbeit gezahlt. Vielmehr habe sie die streitigen 

Zusatzzahlungen allgemein – ohne Ansehung der von den Ärzten im 

Einzelnen tatsächlich zu den nach § 3b Absatz 2 EStG begünstigten 

Zeiten geleisteten Arbeitsstunden – gewährt. Aus den geleisteten Be-

reitschaftsdienstzeiten seien lediglich im Nachhinein die Stunden zu 

begünstigten Zeiten herausgerechnet und als steuerfrei behandelt 

worden, so der BFH.

Die einzelnen genannten Beträge würden einheitlich für Werktags-

dienst einerseits und Samstags-, Sonntags- und Feiertagsarbeit ande-

rerseits angegeben. Die streitige Vergütung sei somit Teil einer einheit-

lichen – erhöhten – Entlohnung für die gesamten Bereitschaftsdienste, 

die auch die Erschwernisse der Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit 

entgilt. Bei derartigen Zahlungen handelt es sich laut BFH nicht um 

Zuschläge im Sinne des § 3b Absatz 1 EStG. Vielmehr hätten diese Ver-

gütungen den Charakter einer generell erhöhten Entlohnung. Dadurch 

würden gerade nicht die besonderen Erschwernisse und Belastungen 

finanziell ausgeglichen, die mit Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit 

verbunden sind, sondern vielmehr die Bereitschaftsdienstzeiten allge-

mein, das heißt sowohl für Samstage, Sonntage und Feiertage als auch 

für die Werktage, mit einer Zusatzvergütung bedacht.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 29.11.2016, VI R 61/14

Rund 170 Kilometer zur Arbeitsstätte:  
Kein Werbungskostenabzug für Zweitwohnung

Ein Arbeitnehmer wohnt nicht am Beschäftigungsort, wenn er seine 

Zweitwohnung circa  170 Kilometer von seiner Arbeitsstätte wegver-

legt. Dies hat das Finanzgericht (FG) Münster entschieden und im zu-

grunde liegenden Fall den Abzug von Werbungskosten wegen doppel-

ter Haushaltsführung untersagt.

Die Zweitwohnung des Klägers lag rund 170 Kilometer von dessen 

Arbeitsstätte entfernt. Das FG entschied, dass auch bei großzügiger 

Betrachtung nicht davon gesprochen werden könne, dass sich diese 

Wohnung noch in der Umgebung der Stadt, in der der Kläger beschäf-

tigt war, befindet. Die Entscheidung des Bundesfinanzhofes (BFH) vom 

19.04.2012 (VI R 59/11) helfe dem Kläger nicht weiter. Dort habe die 

Entfernung zwischen der Zweitwohnung und dem Beschäftigungsort 

141 Kilometer betragen und der Beschäftigungsort sei mit dem ICE 

in rund einer Stunde erreichbar gewesen. Hier aber habe sowohl die 

Entfernung deutlich über 141 Kilometern als auch die in Ansatz zu 

bringende Fahrzeit jedenfalls nicht unter den der BFH-Entscheidung 

zugrunde liegenden Werten gelegen.

Auch sei zweifelhaft, ob der Kläger tatsächlich – wie er angibt – nur 

„durchschnittlich“ rund 1,5 Stunden pro Weg unterwegs war. Denn der 

Routenplaner „www.google.de/maps“ werfe eine Fahrzeit von rund 1,5 

Stunden für die schnellste Route schon ohne Verkehrsaufkommen aus, 

gibt das FG zu bedenken.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 10.02.2017, 4 K 1429/15 E


